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D I E  B A U T E N  AM B A L D E N E Y - S E E  IN  E S S E N

Von D r.-Ing. O s k a r  S p e tz le r  und D iplom -Architekt E r n s t  E lm a r  L a g e m a n n .

Der Baldeneysee, gänzlich im Gebiete der S tad t 
Essen liegend, d ient in erster Linie der Nachreinigung 
des Ruhrwassers. D er Seeinhalt be träg t rd . neun 
Millionen cbm, seine Länge, bei 650 m  größter Breite, 
fast 10 km und seine Oberfläche 2,68 qkm. Die Inbe­
triebnahm e erfolgte im F rüh jah r 1933.

Das wesentliche Bauwerk des Sees is t das Abschluß­
werk oberhalb des S tadtteiles Essen-W erden. Es liegt 
an einer landschaftlich bevorzugten Stelle des R u h r­

tales, die von der Bevölkerung des Industriegebietes 
gern und oft besucht wird. Die hier fast unverfälscht 
erhaltene N aturschönheit verpflichtete A rchitekt und 
Ingenieur besonders, das Bauw erk un ter Verwendung 
technischer E rrungenschaften doch liebevoll in  das 
Landsehaftsbild einzufügen.

Das Abschluß bau werk des Baldeneysees vereinigt 
das W ehr, eine Schiffschleuse und die Anlagen zur 
K rafterzeugung in einem zusam m enhängenden

Wehr, Schleuse und Kraftwerk von Unterwasser.
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Krafthaus, Rückpumpe, Schleuse und Wehr.
Grundriß. M . 1:1200.

breit, weisen eine beträchtliche Höhe auf, bedingt 
durch das Gefälle von 8 bis 9 m  und durch die G rün­
dung in dem tieferliegenden gesunden Fels. Das Be­
streben, im oberen Teil der Pfeiler durch Hohlräum e 
Betonmassen zu sparen, ohne bei der vorhandenen 
Höhe den Schw erpunkt wesentlich zu verändern, 
führte zu der Anlage von zwei 60 m  langen Tunneln, 
die Ober- und U nterw asser m iteinander verbinden.

Übersiclitsplan. M . 1:75000.

Bauwerk. Zwischen W ehr und Laufwerk is t die 
Schleuse angeordnet, die bei einer Kam m erlänge von 
42,5 m und  einer Breite von 6 m für Schiffe bis zu 
350 t  W asserverdrängung ausreicht. Es is t dadurch 
wieder möglich geworden, die Schiffahrt auf der R uhr 
zwischen der S tad t Essen und dem Rhein nach Be­
seitigung eines letzten Hindernisses bei K ettw ig zu 
betreiben. Die Schleusenpfeiler, 60 m  lang und 5,5 m

418



K R A F T  H A U S  A M  
B A L D E N E Y - S E E .

Oberwasser

D a auf der in Frage kommenden Ruhrstrecke 
ein lebhafter W assersport betrieben w ird und die 
übliche Ausbildung einer B ootstrage weder am linken 
noch am rechten Ufer des Abschlußwerkes möglich 
war, erhielt der rechte Schleusenpfeiler vor Kopf, und 
zwar sowohl im Ober- als auch im Unterwasser, be­
sondere Anlegestege für Sportboote, die durch den 
3,5 m breiten Tunnel m it flacher Ram pe zum D urch­

tragen  der Boote verbunden sind. Der linke Schleu­
senpfeiler erhielt ebenfalls oben und unten als L eit­
werke ausgebildete Stege für Motorschiffe, deren V er­
bindung durch den anderen nur 2,2 m breiten Tunnel 
m it Ram pen und Treppen hergestellt ist. Auf diese 
Weise is t ein Um steigeverkehr für die Personen­
schiffahrt möglich und dam it das Durchschleusen der 
großen Motorschiffe vermieden. Dieser Um steigetunnel

Grundriß des Krafthauses m it 
Rückpumpe. M . 1:800.

Schnitt C -C  durch die Rückpumpe. M . 1:800.

Schnitt A  -A. 
M . 1:800.

Schnitt B -B  durch das Kraft- 
haus und die Rückpumpc.

M . 1:800.
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Wehr, Schleuse und Kraftwerk von Unterwasser.

W ehr im  Unterwasser m it Energievernichter. 
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A bschlußbauwerk, 
vom Wordener Ufer 
aus gesehen.

Wehr, Schleuse 
und Kraftwerk von 

Unterwasser.

Landestege für Molor­
und Sportboote im  
Obenvasser.
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steh t weiterhin durch Treppen m it dem über das 
W ehr führenden Steg in  Verbindung, so daß der 
Verkehr zu den an dieser Stelle befindlichen Personen­
booten von beiden Ufern der R uhr ebenfalls möglich 
ist. Man gelangt vom Tunnel zu diesem Steg durch 
eine W artehalle, die auf dem linken Schleusenpfeiler 
errichtet ist und in ihrer Form gebung den beiden 
Strompfeilern des W ehres entspricht, s., daß dreimal 
dasselbe Bauglied entsteht.

Das W ehr h a t drei Öffnungen, die m it W alzen von 
je 33,5 m Länge verschlossen sind, die 4,5 m  D urch­
messer haben und m it einer Schürze an  einer B eton­
schwelle aufliegen, so daß die Stauhöhe von 8 bis 9 m 
en tsteh t. Die erforderliche tiefe Schwerpunktlage der 
Strompfeiler führte zu der Anordnung eines Anzuges 
von 10:1 im Unterw asser bei einer dem Hochwasser­
strom  angepaßten gebogenen Spitzform in der W aage­
rechten.

Die W indwerkhäuschen sind ebenso wrie der K ra ft­
haus-H ochbau außen verputzte  S tahlskelett-B auten, 
w ährend der gesamte massige U nterbau  des A bschluß­
bauwerkes in seiner reinen wasserbautechnischen, aber 
sorgfältig gegliederten Form  in unverschaltem  Beton 
dasteh t. Die D urcharbeitung der verschiedenen tech- 

.nischen N otwendigkeiten bis in die Einzelheit hinein 
zerstörte in  keiner Weise die großflächigen Form en 
solcher B auten. Im  Gegenteil betonen die zarteren 
Maße von Fenster und Türen der bekrönenden Auf­
bauten die M ächtigkeit des Gesamtbaues nu r noch 
deutlicher. Aus diesen Gründen wurde auch davon 
abgesehen, den W ehrsteg, der dem öffentlichen F u ß ­
gängerverkehr dient, voliwandig, m it einem zwischen 
den beiden H auptträgern  liegenden Gehweg, also ohne 
besonderes Geländer, zu errichten. Die Gehbahn 
wurde vielm ehr über den massiven H auptträgern  
beiderseits ausgekragt angeordnet, so daß eine durch­
laufende, die Pfeiler verbindende Vorkragung m it 
s tarker Schattenw irkung entstand.

Die Schleuse h a t als Obertor ein Versenk- und als 
U nterto r ein H ubtor, das an einem möglichst leicht ge­
haltenen S tahlgerüst hängt, das rein nach fachlichen 
Gesichtspunkten in geschweißter Ausführung ausge­
b ildet wurde und sich so vielleicht am besten dem 
G esam trahm en einfügt. Am Obertor ist eine noch 
stärkere Torwirkung zu verspüren durch Vorziehen der 
Schleusenpfeiler nach dem Oberwasser zu. In  diesen 
Pfeilerköpfen liegt über den Tunneleingängen ange­
ordnet und zur Belichtung m it entsprechend über die 
Spitze hinweg verlaufenden Glasbändern versehen ein 
A ntriebsraum  für das Obertor (rechter Pfeiler) und 
ein Betriebsraum  (linker Pfeiler), der die Fernpegel 
und Meldeanlagen für den gesam ten See usw. en thält, 
also den eigentlichen M ittelpunkt des w asserw irt­
schaftlichen Betriebes darste llt. Es sei nur nebenbei 
erw ähnt, daß das Schleusenbauwerk so eingerichtet 
wurde, daß von diesen beiden R äum en aus ungestört 
vom öffentlichen Personenverkehr — Reisende, W as­
sersportler und Spaziergänger — jeder P u n k t der 
Schleuse und ebenso die K rafthausanlage erreicht 
werden kann.

Im  Anschluß an die Schleuse nach dem  rechten 
Ufer zu befindet sich ein Zwischenbau, der in  einer 
Ebene m it der Oberkante der Schleusenpfeiler a b ­
schließt. E r en thä lt eine kleine Turbine, die zugleich 
als Pum pe betrieben werden kann, um in  w asser­
arm en Sommerzeiten aus dem U nterw asser in  den 
See hineinpum pen zu können. Daran anschließend 
liegt das eigentliche K rafthaus m it zwei großen T u r­

binen von je 70 cbm/sek. Schluckfähigkeit. Der 
K rafthausunterbau  wurde vom R uhrverband zu­
sammen m it Schleuse und W ehr errichtet, w ährend der 
H ochbau und die Inneneinrichtung vom Rheinisch- 
W estfälischen Elektrizitätsw erk, das das W erk be­
tre ib t, im R ahm en der G esam tgestaltung errichtet 
wurde.

Die außerordentlich langen Saugschläuche der­
artiger Anlagen führten  zur Anordnung der Schalt­
anlage im unterwasserseitigen Anschluß an das 
K rafthaus. Sie sind also innen nach der Turbinen­
halle zu offen und übersichtlich. Dieses Schalthaus 
gründet sich auf die W andungen und R ippen der 
Saugschläuche. Man kam  so außen zu einer Fünf­
teilung m it schmalen Pfeilern m it einem den W ehr­
und Schleusenpfeilern entsprechenden Anzug (zwei 
Felder je Turbinenauslauf, ein Feld für die R ück­
pumpe) und fand so den Übergang zu dem  M aßstab 
des K rafthauses, das die entsprechende Binderteilung 
h a t. Diese kom m t nach außen, durch ein großes 
durchsichtiges Glasband an der U nterwasserseite der 
Turbinenhalle und stärker noch durch zwischen den 
F enstern  sichtbare S tützen der Schaltanlage zum 
Ausdruck. Das große Glasband der unterwasser- 
seitigen K rafthausw and ist dadurch bedingt, daß 
vom Oberwasser her fast keine Belichtung möglich 
war, da  nach dieser Seite die A bluftschächte der 
K raftm aschinen in Form  doppelter Außenwände an ­
geordnet sind. Kleine Fenster zwischen den 
Schächten, wechselnd m it Entlüftungsschlitzen, außen 
zu einem gemeinsamen B and vereinigt, bestim m en 
die Vorderansicht, während im unteren  Teil der W and 
die großen B elüftungsgatter sichtbar sind. Die 
schmalen Pfeiler des B etonunterbaues finden ihren 
oberen Abschluß in Höhe der Schleusenpfeiler- 
Oberkante durch einen schmalen ausgekragten Lauf­
steg, der g esta tte t, das gesam te K rafthaus in gleicher 
Höhe zu umgehen.

Die bei Laufwerken an der R u h r und überhaupt 
an Flußläufen m it geringem Gefälle bew ährte B au­
a r t  eines niedrigen, über der O berkante der K ra ft­
m aschinen abschließenden Hochbaues, der nach oben 
geöffnet werden kann, und eines außen über den 
Hochbau fahrenden K ranes is t hier n icht zur An­
wendung gekommen. Die K ostenersparnis wäre bei 
dem  für die R uhr großen Gefälle von 8 bis 9 m durch 
den im Verhältnis zum Hochbau m ächtigen U n ter­
bau nicht so bedeutend geworden wie bei der sonst 
üblichen Stauhöhe an der R uhr. Außerdem ver­
pflichtete, wie eingangs erw ähnt, das B estreben nach 
Einpassung in das Landschaftsbild dazu, das höhere 
H aus m it innenliegendem K ran  zur A usführung zu 
bringen.

Bei den übrigen B auten des Baldeneysees handelt 
es sich um Polderpum pwerke für die eingedeichten 
Gebiete am  Schloß Baldeney und am S tad tte il 
Heisingen.

Es galt, bei allen B auten die äußere G estaltung 
völlig in die vorhandene N atu r einzufügen. D arüber 
hinaus wurde in  engstem Einvernehm en m it der 
S tadtverw altung, den Verkehrsboot-U nternehm en und 
den Kreisen des W assersportes das Abschluß bau werk 
un ter voller W ahrung seiner vielseitigen technischen 
Aufgaben zum Diener des Volkes durch die zahl­
reichen, der Allgemeinheit dienenden E inrichtungen. 
Daraus spricht die Baugesinnung, die wieder zur 
Selbstverständlichkeit werden m uß bei allem, was 
technisches Denken und menschliche G estaltungs­
k raft für die Mit- und N achwelt errichten.
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BEITRAG ZUR KENNTNIS DES ABF LUSS-GESETZES
IN  D E N  N A T Ü R L IC H E N  S T R Ö M E N  

Von Zivilingenieur M ax  L ip p k e ,  Orsoy (Niederrhein).

Die wissenschaftliche Grundlage der praktischen 
Strömungslehre für wirbelnde Ström ungen ist der 
bekannte Ansatz
m  i _  i £ . _  . v2V>
{ } ...................  1 -  y l  -  r 2g ■
E r geht von dem erwiesenen Fallgesetz des starren
Körpers auf der schiefen Ebene aus und erk lärt die 
Gleichförmigkeit der Bewegung durch die äußere 
Reibung, von der angenommen wird, daß sie der Gleit­
fläche unm itte lbar verhältig ist. Man unterstellt, daß 
die Reibungserscheinungen fester und flüssiger K örper 
ä h n l ic h e  Vorgänge sind und w endet die Grundglei­
chung (1) auf die Ström ung in geschlossenen Leitungen 
und in offenen Gerinnen an, weil nichts gegen die 
Annahme spricht, daß das allgemeine Gesetz des 
Energieverlustes für alle A rten des Fließens genau 
dasselbe sein muß. Gl. (1) liefert den Geschwindig­
keitsansatz

(1'

Dem unbefriedigenden Zustande angesichts der 
M annigfaltigkeit der Abflußformeln, die scheinbar in 
keinem inneren Zusammenhänge stehen, versucht man 
neuerdings auf zwei verschiedenen Wegen abzuhelfen. 
S t r i c k l e r 2) empfiehlt für das Gefälle die dreigliedrige, 
«allgemeine Formel

■ r> 2:10 vZ(2) . . . 1=  — P  + ----— • v +
y r i 2ha

,4/3-

der für die Ström ung in natürlichen W asserläufen als 
C h e z v fo rm e l
( 1 " )  v2 =  k2 ■ ti — k2 ■ S '
angeschrieben wird, wo t die m ittlere Q uerschnitts­
tiefe und S ' die K räftefunktion der beschleunigenden 
Seitenkraft der Schwere ist.

Von einem physikalischen Gesetz ist in erster Linie 
zu verlangen, daß sein Beiwert für eine bestim m te 
Beobachtungsreihe ein wirklicher Festw ert is t; für 
alle Einzelerscheinungen in der näm lichen Reihe muß 
das Gesetz dem Ä hnlichkeitssatze Geltung verschaffen. 
Es is t nun wohl bekannt, daß der Ansatz (1) dieser 
Forderung keineswegs genügt. Insbesondere bei 
technischen Ström ungen, wo die geometrischen Vor­
aussetzungen des gleichförmigen Flusses voll erfüllt 
werden, sind die Beiwerte /. oder k durchaus keine 
Festwerte, sondern auch bei der näm lichen Ver­
suchsanordnung (Rohr oder Gerinne) nach Gesetzen 
veränderlich, die in befriedigender Weise noch nicht 
geklärt werden konnten.

Gänzlich unentw irrbar liegen die Verhältnisse bei 
den natürlichen W asserläufen, deren Querschnitte 
und Gefälle von N atu r aus fortw ährend veränderlich 
sind, wo also die örtlichen Erhebungen nu r Abfluß­
zustände beschreiben können, die gemeinhin der 
großen Gesetzm äßigkeit des Strom es (Beharrungszu- 
stand =  Stromregime) gegenüber entweder beschleu­
nigt oder verzögert sind. W ohl findet m an Profile, in 
denen die einfachen Voraussetzungen der Gl. (1) m it 
sehr großer A nnäherung erfüllt werden, wo also 
k  =  const ist. Die Regel aber ist, daß der Beiwert k 
sich auch im  näm lichen Q uerschnitt in unberechen­
barer Weise m it dem W asserstande verändert. Die 
fast unübersehbiire Zahl der empirischen Abfluß­
formeln kann auf die Regel gebracht werden, daß jede 
A bleitung gerade jene /  (k) beschreibt, die dem be­
nutzten  Beobachtungsstoff und seinen Grenzen en t­
spricht. Es is t tro tz  aller Bem ühungen noch völlig 
ungeklärt, inwiefern eine Lösung dieser Aufgabe über­
haupt möglich erscheint.

*) t  =  re la tives Gefälle, A p  — D ruckunterschied  längs der S trecke l , 
V spez. Gewicht, X — W iderstand  zahl, r  =  hydrau lischer R ad ius, r*/2 <j 
«■ Geschwind igkeitshöhe.

wo i) die Zähigkeitsziffer des W assers und P  ein F es t­
w ert ist. Dieser empirisch gefundene A nsatz e n t­
spricht im allgemeinen Aufbau der theoretischen 
Gleichung von H. A. L o r e n tz  (Leyden) für die tu rb u ­
lente Ström ung, wodurch die Forderung des wissen­
schaftlichen Aufbaues erfüllt sein soll. Tatsache ist, 
daß die Form el von S t r i c k l e r  bei der R ohrström ung 
den Verkauf der Funktionsw erte bei k le in e n  Ge­
schwindigkeiten sehr gu t wiedergibt, was die C h e z y - 
Formel n icht verm ag; eine einleuchtende E rklärung 
für das negative Vorzeichen des unveränderlichen 
Gliedes is t jedoch nicht zu finden. Bei der freien 
Ström ung in natürlichen Gerinnen kann das erste und 
zweite Glied in (2) vernachlässigt werden; es folgt

( 2 ' ) ...................... i
welche Beziehung als die Geschwindigkeitsformel von 
G a u c k le r  (1867) bekannt ist. S t r i c k l e r  untersuchte 
den Abflußvorgang in bestim m ten Strom querschnitten 
von NW  bis H W  und fand, daß der Beiwert kg ein 
wirklicher Festw ert des betreffenden Profils ist. Aus 
(2') und (1") folgt, daß der Beiwert nach Chezy im 
In tervall der W iisserstände, in je d e m  Strom quer- 
schnitte  gemäß
(3 ) ............................... k  =  kG ■ P/8
m it der Tiefe schwach abnehm end sein soll. Diese 
Festsetzung ist eine Beschränkung, die nicht a l le n  
örtlichen Abflußerscheinungen gerecht wird, denn man 
kann  sehr wohl regelmäßige Profile und sogar S trom ­
abschnitte nachwcisen, in denen das Chezy-X durchaus 
unveränderlich ist. Die Frage, ob die Chezy-Formel oder 
die Gauckler-Form el das ursprüngliche Gesetz der 
m ittleren  Geschwindigkeit ist, wird durch die A rbeit 
von S t r i c k l e r  n icht geklärt.

Die zweite W eltkraftkonferenz (Berlin 1930), die 
die Frage nach der B edeutung des Chezy-i behandelte, 
beanstandete, daß der Ansatz von S t r i c k l e r  „leider 
noch nicht dimensionslos sei“3). H ierunter ist zu ver­
stehen, daß die Gauckler-Formel nicht der Forderung 
der Ähnlichkeitsm echanik genügt, daß die W iderstand­
ziffer eine F unktion  der „Reynoldsschen Zahl“ sein 
muß. Diesen zweiten Weg der „dimensionslosen“ 
Darstellung h a t S o ld  a n 4) eingeschlagen. E r erm itte lt 
aus den Messungsergebnissen den Beiwert nach 
Chezy und m acht den Exponentialansatz
(4 ) ...............................k  = c ■ (vt)m,
wo c ein neuer Beiwert und m  die Potenz der Reynolds­
schen Zahl =  /  (vt) ist. Den W ert aus (4) in (1")

’ ) S t r i c k l e r :  „B e iträge zu r F rage  der G eschw indigkcitsform el usw .“ 
M itteilungen des schw eizerischen A m tes fü r W asserw irtschaft, N r. 16. Bern 
1923.

3) B erichte zu r I I .  W eltkraftkonferenz. H crausgegeben vom  V D I.; 
Bd. X V III , 1931.

*) S o ld a n :  über.G eschw indigkeitsform eln . Besondere M itteilungen der 
preußischen L andesansta lt fü r G ew ässerkunde, Bd. 7, N r. 1, 1931.
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eingesetzt gibt den Ceschwindigkeitsansatz

(4') . . . .  v  — c 1“ ”1 ■ t 1 - •  i i ~ m

— c’ • l f  ■ t>.
F ü r bestim m te Profile oder Strom abschnitte sind die 
W erte c', <p und y> örtliche Festw erte in dem eingangs 
ausgesprochenen Sinne. Es g ib t aber dennoch Fälle, 
wo auch das anpassungsfähige Exponentialgesetz ver­
sagt; die logarithmische Funktion  der Gl. (4') ver­
läuft n icht m ehr geradlinig. W ird m  =  0, so geht (4') 
in die Chezy-Formel m it k  =  const über; m  kann  un ter 
besonderen U m ständen auch negativ ausfallen.

An sich ist die Exponentialgleichung schon viel 
früher benutzt worden; u. a. von T e u b e r t  an  der 
Elbe. D er F o rtsch ritt ist darin  zu sehen, daß die 
Exponenten in (4') einen Zusam m enhang haben und 
daß die Verbindung zur Chezy-Formel n ich t abge­
brochen wird, die m it ganz bestim m ten mechanischen 
Vorstellungen vereinbart werden kann.

S o ld a n  h a t das Exponentialgesetz (4') auf die 
W e se r  m ess  u n g e n  angew andt, bei welchen die 
G rundwerte v, t und i in vorbildlicher A rt aus den 
M ittelwerten längerer Strom abschnitte berechnet 
wurden. Die Ergebnisse werden in drei, im R ahm en 
des Gesetzes gleichwertige Gruppen eingeteilt und  die 
folgenden Beiwerte und Exponenten angegeben:

i f k) /.(»)
c m c- <P V

1 .............. 36,32 0,295 165,5 1,128 0,710
2 ................. 42,56 0,283 186,8 1,091 0,697
3 ................. 42,11 0,095 62,2 0,657 0,552

mittl. Formel , . 38,54 0,110 60,5 0,691 0,562
alte Weserformel 25,54 0,744 0,450
M emelformel......... 4,51 0,550 0,260

Die beiden letzten Zeilen entsprechen älteren Ablei­
tungen, die für die W e s e r  und für die M em el5) auf­
gestellt w urden; ihre Koeffizienten genügen nicht der 
Norm alform  gemäß Gl. (4').

Man bem erkt, daß die Exponenten der d ritten  und 
der m ittleren  W eserformel (neu, Zeile 4) sich sehr stark  
der von S t r i c k l e r  empfohlenen Gauckler-Formel 
nähern. Auch findet man, daß die alte  Weserformel 
und die Memelformel den gleichen E xponentenunter­
schied /(• == <p— y> haben, woraus sich Ähnlichkeiten 
herleiten lassen, denen auch die „N orm alform eln“ 
unterliegen.

Sonst aber sind die Exponentialgesetze ohne jeden 
erkennbaren Zusam m enhang; s teh t doch u. a. die 
m ittlere Weserformel n ich t etw a in der M itte der 
Zahlenreihen, sondern in der unteren Grenze derselben; 
also ist auch die Gesamtformel keine Grundlage, auf 
die die Gruppenformeln als Vergleichsgrundlage be­
zogen werden könnten. Die Geschwindigkeiten der 
M em el folgen einem ganz anderen Exponentialgesetz 
wie die der W e se r. U nd von der E m s  sagt S o ld a n ,  
daß hier wieder ein ganz anderes Gesetz gelten soll.

Trotz der zahlenm äßig guten Übereinstim m ung 
m it den zugrunde liegenden Messungsergebnissen 
stellen die Exponentialform eln keinen erkenntnis- 
mäßigen F o rtsch ritt dar. Die erwiesene Gleichförmig­
keit der ausgeglichenen Geschwindigkeit auch in den

‘) B in d e  m a n n :  „F orm eln  zur B erechnung der m ittle ren  W asser­
geschw indigkeit in einem  Q uerschn itt fü r den M em elstrom  u n d  seine M ün­
dungsarm e.“  Besondere M itteilungen der preußischen L andesansta lt für 
G ew ässerkunde. Bd. 3, N r. 1; 1915.

natürlichen Ström en ist nur durch das Bestehen eines 
G esam twiderstandes zu erklären, der die Beschleuni­
gung der Masse gerade aufhebt. Es liegt nun  nicht 
im Wesen eines einheitlich ablaufenden mechanischen 
Vorganges, daß das Gesetz, welches die Beziehungen 
zwischen Geschwindigkeit und W iderstand beherrscht, 
sich verändert. Im  anderen Falle, das is t also beim 
Exponentialgesetz, m üßte m an dem W iderstande 
veränderliche Ursachen unterstellen, was doch gänz­
lich ausgeschlossen erscheint. W ohl kann m an sich 
vorstellen, daß besondere U m stände hinzutreten, die 
die ursprüngliche und einfache Gesetzm äßigkeit 
überlagern und verdunkeln, aber sie dürfen das Gesetz 
selbst n icht berühren, d. h. die Potenzabhängigkeiten 
der verglichenen Größen nicht verändern. Aus diesem 
Grunde scheint m ir wenig Aussicht zu bestehen, daß 
m an je  eine noch so große Gruppe statistischer F o r­
meln, wie sie die Exponentialgesetze darstellen, so 
zusammenfassen könnte, daß deren Anwendungs­
gebiet nach k lar beschriebenen E igenarten der F lu ß ­
läufe um grenzt werden kann. Zweifellos h a t ein ein­
heitliches Verfahren zur Bestim m ung des Chezy-fc 
seine große Vorzüge; dafür aber m uß es einfachere 
und anschaulichere Wege geben. Man darf auch die 
Gesetzmäßigkeiten, die sich aus der Modellregel von 
Reynolds herleiten, n icht überschätzen, weil die 
Zähigkeitsziffer nach P o is s e u i l le ,  m it welcher das 
Reynoldssche Gesetz s teh t und fällt, kein Eichw ert 
ist, der nu r von der Beschaffenheit des ström enden 
Stoffes abhängt, was durch mehrfache Untersuchungen 
erwiesen is t6) 7) 8).

Vollends abzulehnen sind schließlich jene Vor­
schläge, die auf die Chezy-Formel ganz verzichten 
und sie durch die rein empirisch festgestellte Exponen­
tialgleichung m it festem  Beiwert ersetzen. Man darf 
doch nicht außer ach t lassen, daß die methodische 
Strömungsforschung die Chezy-Formel als Brücke 
zwischen den Gesetzen der H ydrom echanik und den 
mechanischen Gesetzen des starren  Körpers nötig hat. 
In  der Ansicht, daß die Chezy-Formel, die auch auf 
die Eulersehen Bewegungsgleichungen zurückgeführt 
werden kann, als überalterte  Lehre zu verwerfen 
ist9), könnte auch die Annahme liegen, daß die diszi­
plinierte Mechanik der Strömungsforschung nichts zu 
bieten hat. Eine derartige Rückentwicklung in längst 
überholte Denk- und Arbeitsweisen, die den Boden der 
allgemeinen Mechanik verlassen, dürfte denn doch 
nicht das erstrebte Ziel der Forschung verwirklichen, 
möglichst viele N aturerscheinungen durch möglichst 
wenige Gesetze zu beschreiben.

Angesichts des scheinbar unvergänglichen und 
übereinstim m enden Beharrungszustandes unserer 
Ström e kann m an sich nicht der Einsicht verschließen, 
daß es, allen Ungleichförmigkeitsgraden zum Trotz, 
auch eine übereinstim m ende Gesetzm äßigkeit geben 
müsse, die den Beharrungszustand gewährleistet und 
die alle örtlich abweichenden Erscheinungen eben als 
örtliche Ungleichförmigkeiten erklärt. Die Form ulie­
rung einer derartigen Fragestellung s töß t aber auf 
schier unüberwindliche Schwierigkeiten. Zunächst 
sind die Beobachtungen, nam entlich die des Gefälles, 
niemals so genau und die Spanne des Meßbereiches

•) L i p p k e :  „D ie K o n stan ten  der H agenbachschen K o rrek tu r des Ge­
setzes von Poisseuille.“  Zeitschr. f. techn . P hysik ; (14) 1933.

7) L i p p k e :  „D as A bflußproblem  in  R ohrle itungen.“  W asserw irtschaft; 
W ien 1934.

•) L ip p k e :  „D ie K onstan ten  der O berflächenreibung des W assers an  
d ü n n en  P la t te n ."  S ch lffbau-IIa fcnbau ; Berlin  1934.

•) M a ta k ie w ic z :  „N euere U ntersuchungen über die G cschwindlgkeita- 
form el fü r na tü rliche  F lu ß b e tten .“  IV . hydrologische K onferenz der Bal­
tischen  S taa te n ; B erich t der V II. Sektion, L eningrad , 1933.
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ist nie so groß, daß eine bestim m te und immer wieder­
kehrende Gesetzm äßigkeit m it Sicherheit nachge­
wiesen werden kann. Vielmehr genügt der Befund an 
den natürlichen Ström en m it hinreichender Genauig­
keit sehr vielen, zufälligen Gesetzmäßigkeiten.

Um die ursprünglichen Zusammenhänge des gleich­
förmigen Flusses auch in den natürlichen Ström en zu 
erkennen, m uß m an auf technische Ström ungsvor­
gänge zurückgreifen, denen die vorgenannten Mängel 
nicht anhaften. F ü r die Ström ung des Wassers, der 
Luft und des W asserdampfes in Rohrleitungen habe 
ich nachgewiesen, daß alle diese Erscheinungen, 
gleichgültig ob die Ström ung lam inar oder tu rbu len t 
ist, e in e  G ru p p e  b i ld e n  und daß in jedem  Falle 
ein Potentialsystem  angegeben werden kann, in 
welchem das allgemeine Geschwindigkeitsgesetz

‘1 „3  jp  -2
V =  G ' V  l

(6)
d S ’ 2/3 • a3 • S>,

t -  =  2/3 ct3 ■ S ’ = k2 ■ S '. ' 0 d v

W oraus zu ersehen ist, daß das In tegral der Chezy- 
Gleichung das ursprüngliche Gesetz der Abflußge­
schwindigkeit ist. Um also die Grundgleichung der 
hydrodynamischen Ansätze zu gewinnen, muß m an die 
Eulersche Gleichung zweimal integrieren. Das E rgeb­
nis kann als

(5") . 3 2
V  =  V (li) ■ °o (<»)

angeschrieben werden und m an darf sagen, daß aus 
der Vereinigung des quadratischen W iderstands­
gesetzes der Turbulenz m it dem linearen W iderstands­
ansatz der Lam inartheorie zu einem P roduk t das 
allgemeine Grundgesetz der Strömungsgeschwindigkeit 
hervorgeht, in welchem das semikubische W iderstands­
gesetz gilt. In  kinem atischer H insicht erläutern 
diese Zusammenhänge zwei bekannte Leitsätze der 
R elativ itätstheorie: 1. Die mechanischen Gesetze in 
bewegten Bezugsystemen sind Differentialfunktionen 
der entsprechenden Gesetze im ruhenden System. 
2. Masse und Beschleunigung sind in der Mechanik 
kontinuierlicher Massen veränderliche Begriffe; sie 
hängen vom Bewegungszustande und vom S tandorte 
des Beobachters, d .h . vom gewählten Bezugsystem ab.

Die Chezy-Formel s teh t im unm ittelbaren Zu­
sam m enhang m it den Newtonschen Gesetzen; diese 
gelten aber streng nur in relativ  ruhenden (bewegten) 
Bezugsystemen. N un kann es auch keinem Zweifel 
unterliegen, daß Gl. (5) das Geschwindigkeitsgesetz 
im r u h e n d e n  System ist, das is t der S tandort, den 
wir dem Strom e gegenüber normalerweise einnehmen.

Um zu den ursprünglichen Beziehungen zu gelan­
gen, stellen wir die Differentialfunktion des Ge­
schwindigkeitgesetzes im ruhenden System fest; sie

wird die elem entaren Zusammenhänge deutlicher 
herausstellen, als dies dem Gesetz selbst möglich ist. 
Aus (5') folgt

( V ) ............

dies differenziert, g ibt

V2'2 =  ct.;'2 S ' -

d v

(8)
d S  

..1/2

2/3 • ct*.3/2

i/z  n / o . 3  
' = 2/15 dv

const,

= CT,!- - S '1'3 113 
CT.. ( t i f l

Setzt m an den R ohrquerschnitt wieder ein, so lau te t 
das Differentialgesetz der Abflußgeschwindigkeit,

„1/2 = „1/2 . X/ F f .

(5) ............

gilt, wo F  der R ohrquerschnitt und a3 =  const die 
Beschleunigungszahl in m /sek3 ist, die für die nämliche 
Versuchsgruppe unabhängig vom Q uerschnitt und 
vom Gefälle is t; sie ändert ihren W ert nur m it dem 
Wechsel des Ström ungsbildes7). Setzt m an in (5) den 
Durchmesser (t) ein, so folgt m it einem veränderten 
W erte der Beschleunigungszahl,

(5 ') . . . . t 3 =  ct3 • (ti)2 =  ct3 -Ä'2; 
dies differenziert, g ibt 

o d v

(9) . . .

es wird in der Folge P r o f i lg e s e tz ,  kurz ,,P„-G esetz“ 
genannt. Zur Vereinfachung wird für die Q uadrat­
wurzel allgemein die gestrichene Größe eingeführt 
(z. B. a = d fß ,  ct3 = ct3/2) und

0 /y F  *2 = u

gesetzt; dann  schreibt sich Gl. (9) 

v =  ct -77.

Bei allen technischen Ström ungen ist das Bezug­
system  der W irklichkeit gegen das Potentialsystem  
des Gesetzes (9) parallel verschoben. Der Befund 
ergibt

(10) . . . . vn = v ± a =  ct • 77,
v — t  a + ct • II.

— a g ilt für lam inare, +  a für tu rbulente R ohrströ ­
mung. Gleichung (10) is t auch die gewöhnliche E r­
scheinungsform des Differentialgesetzes bei der freien 
S tröm ung; hier g ib t ± a  an, daß die örtlichen Ge­
schwindigkeiten gegen die des Norm alzustandes 
gleichförmig beschleunigt (—) oder verzögert (+ )  
sind. Sehr häufig s te llt m an fest, daß die Geschwindig­
keiten in -einem  bestim m ten Stromprofil gegen den

N orm alzustand (ct = y -  = const) ungleichförmig be-
Cb 11

sehleunigt sind. In  diesem schwierigen Falle ist

( I I )  .
dv
dTl

1

y-n
v

77
X

* 0

wo x0 eine weitere K onstan te  und v /II  =  x das Qua­
d ra t des Polstrahlgradienten ist. In teg riert folgt das 
ganz allgemein geltende Differentialgesetz der Ge­
schwindigkeit,

( 1 1 ' ) . . v 0 = v ± a
D I , -  II

II.

Das obere Vorzeichen gilt für Beschleunigungs­
zunahme, das untere für Beschleunigungsabnahme. 
Gl. (11') erm öglicht die naturgetreue Beschreibung 
auch der verwickeltsten Abflußvorgänge. Man er­
kennt leicht, daß durch A bbau der Ungleichförmig­
keitsgrade, denen zusätzliche W iderstände entsprechen 
müssen, die einfacheren Ansätze (10) und (9) entstehen.

In  den Grundeigenschaften des natürlichen Strom es 
liegt es, daß alle Glieder der Gl. (10) und (11), die das 
veränderliche Vorzeichen tragen, sich im  Endergebnis 
aufheben. Alle Zustands- und Beschleunigungsände­
rungen gegen den N orm alzustand verlaufen nach der
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A rt eines Kreisprozesses und kommen für die Beur­
teilung des Stromregimes nicht in B etracht. Befunde 
nach Gl. (11') scheiden für die technische W eiter­
verarbeitung aus, wenn sie hinsichtlich der Vorzeichen 
eindeutig sind.

F ü r den M ittellauf des R h e in s  und der E lb e  
habe ich aus einer großen Zahl von Einzelerhebungen 
für die Beschleunigungszahl des Profilgesetzes den 
übereinstim m enden Norm alwert

(12) 6,26 =  2 9 =  9,81
m1/s
sek

gefunden10). Das Differentialgesetz des B eharrungs­
zustandes für R h e in  und E lb e  lau te t also

(13) . . . .  V =  6,26 • \ / Y D  = 2 • a l l .
(Schluß folgt.)

10) L i p p k e :  „D as Abfluß probier» des freifließenden S trom es. I I .  Teil“ . 
W asserw irtschaft; W ien (1933).

DER BAUMARKT IM E R S T E N  HALBJAHR 1934

Von Dr. A lf re d

In  E rkenntnis der Schlüsselstellung der B auw irt­
schaft h a tte  die neue Regierung 1933 sofort m it einer 
zielbewußten Förderung der gesam ten B autätigkeit 
begonnen. Die A ufbauarbeit konzentrierte sich im 
wesentlichen zunächst auf drei P unk te : Bereitstellung 
öffentlicher Arbeiten nam entlich im Tiefbau, s ta a t­
liche U nterstü tzung der Um bau- und In s tan d ­
setzungsarbeiten im Hochbau und un ter gleichzeitiger 
Verfolgung neuer R ichtlinien in der Bevölkerungs­
politik Förderung der S tad trand- und Eigenheim ­
siedlung. Im  neuen B aujahr 1934 h a t sich in der 
ersten H älfte der 1933 begonnene K urs fortgesetzt, 
die Belebung hielt an, wenn sich auch der Schwer­
p u n k t der Tätigkeit, vor allem im Hochbau, je tz t 
etwas zu verschieben beginnt.

Der Tiefbau,
der im F rüh jah r und Sommer 1933 im wesentlichen 
den Aufschwung trug , h a t 1934 seit April innerhalb 
der gesam ten B auw irtschaft wieder die Führung. 
Nach den Meldungen der Berufsgenossenschaft is t die 
Zahl der Beschäftigten in  den ersten fünf M onaten des 
Jahres um rund 79 000 Personen gestiegen. Allein 
beim Bau der Reichsautobahnen — 1500 km sind 
zum B au freigegeben — , m it dem  im März und April 
an  vielen Arbeitsstellen gleichzeitig begonnen wurde, 
wurden von Anfang März bis Anfang Ju n i rund 
21 000 A rbeiter neu eingestellt. Insgesam t waren im 
April 1934 im Tiefbau rund  350 000 Arbeiter be­
schäftigt, also m ehr als in den H ochkonjunkturjahren 
1927 bis 1929.

Von den in den verschiedenen Program m en bereit- 
gestellten M itteln zur Arbeitsbeschaffung, die im 
wesentlichen die T iefbauarbeiten finanzieren, waren 
nach den Angaben des In s titu ts  fü r K on junk tu r­
forschung bei beschleunigter A usschüttung in den 
letzten M onaten Anfang Ju n i etw a 2,2 bis 2,4 Milli­
arden RM ausgezahlt. F ü r den Bau der Reichsauto­
bahnen sind allein für 1934 rund 660 Mill. RM zur 
Finanzierung bereitgestellt. D a sich die A rbeits­
beschaffungsm aßnahm en weiterhin auf den Tiefbau 
konzentrieren und sich die Planungen im Tiefbau auf 
längere Zeiträum e erstrecken (Reichsautobahnen, 
W asserstraßenbau, B ahnbau), so erscheint die B e­
schäftigung in diesem Zweig der B auw irtschaft für 
die nächste Zeit gesichert.

Es liegt in der N a tu r der Sache, daß die Finanzierung 
des Tiefbaues, der zum  größten Teil Zwecken der 
Allgemeinheit dient, weitgehender aus öffentlichen 
M itteln erfolgen kann  als die Finanzierung des 
H o c h b a u e s .

J a c o b s ,  Berlin.

Der Hochbau.
D a dieser für den Bedarf m ehr oder weniger eng 

um grenzter Kreise arbeite t (W ohnungen, Geschäfts­
häuser) und die Finanzierung über den freien K ap ita l­
m ark t nach wie vor auf erhebliche Schwierigkeiten 
stöß t, is t die weitere A ufwärtsentwicklung und Be­
lebung der H ochbautätigkeit zu einem großen Teil 
von M omenten abhängig, deren Entw icklung heute 
zum m indesten noch ungewiß ist. W esentlich fü r die 
weitere G estaltung der H ochbautätigkeit is t es, d a ß  
s ic h  d e r  S c h w e r p u n k t  j e t z t  w ie d e r  m e h r  v o n  
d e n  U m b a u -  u n d  I n s t a n d s e t z u n g s a r b e i t e n  
z u r  e ig e n t l i c h e n  N e u b a u t ä t i g k e i t  h in  v e r ­
s c h i e b t .  Die U m bau- und Instandsetzungsarbeiten 
bildeten im W inter die hauptsächlichste S tütze des 
B aum arktes. Die staatliche Förderungsaktion h a t im 
ganzen folgende M ittel vorgesehen (Reichszuschüsse 
in Höhe von 20 vH  der K osten bei R eparaturen  und 
50 vH  bei U m bauten1):

Mill. RM
1. A ktion ...........  Septem ber: 1932 .................. 50

J a n u a r . . . .  1933 ..................  50
2. A ktion ...........  J u n i   1933 ................ 67
3. A ktion ...........  Septem ber. 1933 . . . . . .  500

667

D er größte Teil der M ittel ist inzwischen zugeteilt 
und verwendet. R echnet m an die Selbstfinanzierung 
und die in Höhe von etw a JA Milliarde RM zur Ver­
fügung gestellten K reditm itte l der Sparkassen, H y p o ­
thekenbanken und K reditgenossenschaften hinzu, so 
sind auf diesem Wege G esam taufträge in Höhe von 
etw a 3 bis 3 y> Milliarden RM dem B aum ark t zu- 
geführt worden. Die F rist für die staatlich  geförderten 
U m bau- und Instandsetzungsarbeiten sollte ursprüng­
lich am 31. März 1934 ablaufen; es wurde jedoch dann 
die Bestim m ung getroffen, daß die örtlichen Stellen 
eine Verlängerung des Endterm ins bis zum  30. Jun i 
1934 vornehm en konnten. So h a t die U m bau- und 
Instandsetzungsaktion noch die Entw icklung der 
ersten M onate des B aujahres 1934 erheblich beein­
flussen können. Im  2. V ierteljahr wurden allerdings 
infolge Fertigstellung zahlreicher Instandsetzungs­
arbeiten  schon wieder in größerem Umfange A rbeits­
kräfte frei; Anfang Ju li verhinderte der Zugang an 
Arbeitslosen eine weitere Besserung der A rbeitsm arkt­
verhältnisse im Baugewerbe, doch w ar der B e s c h ä f ­
t ig u n g s g r a d  noch günstiger als zur gleichen Zeit 
des Vorjahres.

l ) N ach dem  In s t i tu t  fü r K onjunk tu rfo rschung .
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Die Zahl der durch Um bau fertiggestellten W oh­
nungen und ihr Anteil an  den insgesam t errichteten 
W ohnungen h a t 1934 beträchtlich zugenommen.

D u rch  U m b au  fe r t ig g e s t e l l t e  W ohnu ngen  
in M itte l-  und G ro ß stä d ten .

absolut in vH der 
erstellt. Wohnungen

1933 1934 1933 1934

Januar ............... 1800 3300 43 49
Februar ............. 1500 3400 36 61
März . . 1900 4800 48 67
A p ril................... 2300 6800 47 64
M a i..................... 3000 6800 55 64

Um auch weiterhin dem B aum ark t Anregungen 
durch U m bau- und Instandsetzungsarbeiten zu geben, 
wird durch eine Verordnung vom 21. April un ter 
gewissen Bedingungen bei der Veranlagung der E in ­
kommen- und K örperschaftssteuer die Steuerschuld 
vom 1. Jan u a r 1934 bis 31. Dezember 1935 um 10 vH  
der Aufwendungen für Instandsetzungen und E rgän­
zungen an Gebäuden, die in die Zeit vom 1. Jan u ar 
1934 bis zum 31. März 1935 fallen, erm äßigt. Ob und 
wieweit die B autä tigkeit in  den kommenden Monaten 
durch diese Erleichterung wirklich belebt werden wird, 
wird davon abhängen, in welchem Umfang die H aus­
besitzer noch Eigenm ittel für die genannten Arbeiten 
frei machen können.

W enn dam it die N eubautätigkeit für den Stand 
der Beschäftigung im Baugewerbe wieder größere 
Bedeutung gewinnen wird, so wird die weitere E n t­
wicklung ausschlaggebend von einer ausreichenden 
Baugeldbeschaffung abhängen. Die Lage am K a p i ­
t a l m a r k t  h a t sich auch im ersten H alb jahr 1934 
kaum  günstiger gestaltet.

Jan. Febr. März [ April Mai
ln Mill. RM

Ausgabe v. Pfandbriefen 46,37 34,49 25,27 24,91 34,59
Abgang „ 41,50 30,01 36,91 35,29 26,43

Die H ypothekenbanken können vorläufig keine 
neuen M ittel zur Verfügung stellen. F ü r eine lang­
fristige Geldhingabe fehlt noch im m er die notwendige 
Vertrauensbasis. Es kom m t hinzu, daß bei den relativ 
hohen Zinssätzen die nach den M arktzinsen berech­
neten Baukosten einen gerechten Ausgleich m it den 
M ieteinnahmen noch nicht ermöglichen. Das In ­
s titu t für K onjunkturforschung schätzt die Belastung 
einer ohne Zuschuß errichteten  Neubauwohnung m it 
Baukosten und Zinsen auf 200 vH  der Sätze im 
letzten Vorkriegsjahr, wogegen die Miete für zwangs­
bew irtschaftete Altwohnungen etw a 120 vH  des Vor­
kriegsstandes beträgt.

Der durchschnittliche Zinssatz stellte sich in den 
letzten M onaten auf 5 JA vH  bei 99 prozentiger Aus­
zahlung und fünfjähriger Laufzeit, soweit es sich um 
erstklassige Objekte handelt und eine Sicherung durch 
m  bis 3 fache Miete gegeben werden kann. Allerdings 
m ehren sich die Fälle, die H ypothekenbedingungen 
von der Zinsseite her zu erleichtern (z. B. Zinserm äßi­
gung bei den H ypotheken der Feuerversicherungs­
ansta lt der Rheinprovinz auf 4%  vH , der S tädt. 
Feuerversicherung Breslau auf 4 vH , der Sparkasse 
der S tad t Leipzig auf 5 vH , der S tadtverw altung 
S tu ttg a rt für s täd t. B audarlehen auf 3%  vH  usw.).

Als Geldgeber kommen in den letzten Monaten 
neben den Bausparkassen vor allem die V e r s ic h e ­
r u n g s t r ä g e r  (Anteil an  der W ohnungsbaufinanzie­
rung 1933 etw a 100 Mill. RM gegenüber 150 Mill. RM 
1932) und in gewissem Umfang nach Lockerung der 
Liquiditätsvorschriften die S p a r k a s s e n  in Betracht. 
Seit dem 1. März dürfen 40 vH  des Einzahlungsüber­
schusses in  H ypotheken angelegt werden, auch wenn 
die Sparkasse mehr als 40 vH  der Spareinlagen bereits 
in  H ypotheken ausgeliehen hat. Vor allem sieht der 
Sparkassen- und Giroverband auch die Bereitstellung 
von 500  M ill. RM  z w e i t s t e l l i g e r  S p a r k a s s e n ­
h y p o th e k e n  vor, was bei den großen Schwierig­
keiten, Hypothekengeld für zweite Stellen zu be­
kommen, sehr wesentlich ist. Die Einlagen der S par­
kassen haben sich in den ersten M onaten 1934 ver­
hältnism äßig günstig entw ickelt:

1933 1934

Einlagen­
überschuß

Ein­
zahlungs-
Überschuß

Einlagen-
überschuß

Ein­
zahlungs­
überschuß

der Sparkassen im Reich in Mill. RM

Januar ............... 306,3 106,1 448,7 177,6
Februar ............. 137,1 49,2 328,5 90,2
März .................... 28,2 — 0,3 54,4 15,5
A p r il................... 63,1 31,5 51,6 28,0
M a i...................... 17,5 4,2 16,8 - 6 , 0

In  A nbetracht der Lage des freien K apitalm arktes 
is t für eine Förderung des W ohnungsbaus und der 
dam it verbundenen Arbeitsbeschaffung nach wie vor 
die Mithilfe der öffentlichen Stellen von entscheidender 
Bedeutung. Die bisher getroffenen M aßnahmen seien 
deshalb um stehend noch einmal zusam m enhängend 
wiedergegeben.

E in Teil der bewilligten M ittel kom m t erst 1934 
zur Verausgabung. Die W o h n b a u tä t ig k e i t  h a t sich 
deshalb in den ersten Monaten des Jahres 1934 weiter 
gebessert. Auch die etw a 70 000 aus dem Vorjahr 
übernom m enen, im Bau begriffenen W ohnungen haben 
noch vielen A rbeitern Beschäftigung gegeben. Im  Mai 
wurden in allen B austadien sowohl die Ergebnisse des 
Vorjahres als auch die des April 1934 beträchtlich über­
troffen. In  den Gemeinden m it 10 000 und m ehr E in ­
wohnern wurden im Mai (einschl. der Um bauwohnungen 
in den Groß- und M ittelstädten) um  106 vH  m ehr W oh­
nungen als zur gleichen Zeit des Vorjahres fertiggestellt. 
Die Zahl der Baubeginne nahm  gegenüber dem Mai 1933 
um 38 vH  und die der Bauerlaubnisse um 49 vH  zu.

U nter den N eubauten befinden sich viele v o r ­
s t ä d t i s c h e  K le in s ie d lu n g e n  sowie m it Reichs­
darlehen geförderte E ig e n h e im e . Von 100 errichteten 
W ohngebäuden (in Groß- und M ittelstädten) waren 
Kleinhäuser im

1.V ierteljahr 1933 ......................  86
2. „ 1933 ........................  80
3. „ 1933 ........................  79
4. „ 1933 ........................ 79
1. „ 1934 ........................  78

In  Verfolg der heutigen Bevölkerungspolitik ver­
schiebt sich außerdem  natürlich der Schw erpunkt 
der B autätigkeit von den großen S täd ten  in die K lein­
städ te  und auf das flache Land.

Auch die g e w e rb l ic h e  H o c h b a u t ä t i g k e i t  zeigte 
in den letzten M onaten einen kräftigen Aufschwung. 
Die E rrichtung ö f f e n t l i c h e r  G e b ä u d e  h ä lt sich in 
verhältnism äßig engen Grenzen, doch wurden auch 
hier im Mai die Vorjahrsergebnisse übertroffen.
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Förderungsmaßnahmen für den Wohnungs- 
und Siedlungsbau1)2).

(Stand Anfang Februar 1934.)

Maßnahme

Bereit- 
gestellte 
Mittel 

(Mill. RM)

Stand der 
Durchführung

E rr ich tu n g
v o r s tä d t is c h e r  
K le in s ie d lu n g .............

1. Abschnitt (Herbst 1031).

2. ,, (Sommer 1932

3. .. (Febr. 1933) .

4. ,, (Juli bis
Okt. 1933)...

193
48

) 25 
|10

40

|50
¡20

Mittel bewilligt, vor­
wiegend 1932 ver­
ausgabt 

Mittel bewilligt, 1932 
und 1933 veraus­
gabt

Mittel bewilligt, 1933 
überwiegend ver­
ausgabt 

Zum größten Teil be­
willigt, erst z. T. 
verausgabt

F örd eru n g  d es E ig e n ­
h e im b au s

A) Reich
1. Aktion (Nov. 1932)..
2. „ (Sept, 1933)..

B) Reichsanstalt f. Arbeits­
vermittlung u. Arbeits­
losenversicherung 
(März 1 9 3 3 )...................

45

20
20

5

Rund 27 Mill. RM 
bewilligt; ausgc- 
zahlt 6 Mill. RM 

Mittel z. überwiegen­
den Teil bewilligt, 
Auszahlung be­
gonnen

E rr ich tu n g  von  N o t- ,  
B e h e lfs -  und F lü c h t ­
lin g sw o h n u n g en  
(Herbst 1933) ................. 15 Rund 5 Mill. RM 

bewilligt; Ver­
gebung d. Restes 
in Kürze; Ver­
ausgabung be­
gonnen

K r e d ita k t io n  für d ie  
B a u sp a rk a sse n  ........... 100 über die Hälfte der 

Wechselkredite 
zugeteilt; Auszah­
lung kaum be­
gonnen

R e ic h sb ü r g sc h a fte n  
für den K le in w o h -  
n u n g sb a u  ..................... 100 Rund 11 Mill. RM 

zweitstell. Hypo­
theken verbürgt3)

S te u e r b e fr e iu n g  für  
K le in w o h n u n g s- und  
E ig e n h e im b a u te n  
(September 1 9 3 3 )...........

Befreiung v. d. Einkommen- 
u. Vermögensteuer, d. Grund­
steuer d. Landes u. d. Hälfte 
d. Grundsteuer d. Gemeinden
1. für Kleinwohnungen, die in 

d. Rechnungsjahren 1934 u. 
1935 fertig werden,

2. für Eigenheime, die in den 
Rechnungsjahren 1934 bis 
1938 bezugsfertig werden

>) W ochenbericht d. I . t. K .. T. J ah rg .. Nr. 9. 28. I I . 31. —  *) ü b e r  
F örderung  d . U m bau- u. In s tandsetzungsarbeiten  vergl. S. 426 dieses A uf­
satzes. —  *) Seit- A nfang A pril 1934 nach  neuen vereinfachten  G rundsätzen 
ausgegeben.

Zahlen zur Bauwirtschaft.

G egenstand E in h e it
1933 1934

April Mai A pril Mal Ju n i

I n d e x z i f f e r n  der
B au k o s ten 1) ........... 1928/30=100 71,4 71,5 75,2 75,5 75,4
B austo ffp re ise* ).. . 1913=100 103,2 103,5 111,0 111,1 111,0

P r e i s e  ln  l tM  :
M auersteine, B ln .4) 1000 S t. 20,45 20,45 24,00 24,00 21,75*)
Dachziegel. B ln .4) . 1000 S t. 44,00

215,30
44,00 42,00 42,00 42,00

S tückkalk , B ln .4) . . 10 t 215,30 215,30 215,30 215,30
Zem ent, B in ............ 10 t 367,00 367,00 357,00 357,00 357,00
Z em ent, E s s e n . . . . 10 t 388,00 382,50 368,00 368,00 368,00
T räger ab  O berhaus. 1 t 107,50 107,50 107,50 107,50 107,50
Schm iedeeiserne

R ö h ren 4) ............. 100 m 81,00 81,00 77,76 77,76 77,76
F ich ten b re tte r ,

Süddeutschld.*) . 1 cbm 26,50 27,00 36,00 36,00 36,00
K antho lz, B ln .‘ ) . . 1 cbm 36,00 36,00 46,00 46,00 46,00
F en s te rg la s4) ......... 1 qm 1,35 1,35 1,32 1,28 1,28

T a r i f l ö h n e :
gel. B a u a rb e ite r . . . R pf. Je S td . 108,00 108,00

90,00
108,00 108,00 108,00

ungel. B auarbeite r. R pf. je  S td . 90,00 90,00 90,00 90,00
A r b e i t s l o s e  T) . . . . in 1000 681 512 230 246 267
B a u  m a r k t . : 
B auerlaubuissc *)

W ohngebäude......... S tück 1945 2859 2884 3247
. W ohnungen ............. S tück 3255 4870 5768 6144 ■ —

gew erhl. G ebäude . 1000 cbm 178,8 249,6 941,8 741,8 ’-—
öffentl. G ebäude . . 1000 cbm 21,0 22,2 157,1 55,0

Baubeginnc®)
2562W ohngebäude......... S tück 1656 2767 2942 —

W ohnungen ............. S tück 3036 4734 4971 5019 —
gew erbl. G ebäude . 1000 cbin 207,6 231,1 364,3 875,9 —
öffentl. G ebäude . . 1000 cbm 22,1 18,3 38,2 146,0

B auvollendungen
1862 2381W ohngebäude......... S tück 1779 1602 —

W ohnungen ............. S tück 4906 5514 10685 10551
d a ru n te r  U m bau . S tück 2345 2991 6828 6757

gew erbl. G ebäude . 1000 cbm 165,1 143,3 231,4 445,7 —
öffentl. G ebäude . . 1000 cbm 27,0 17,4 82,6 17,9 —

*) F ü r  s tä d t . W ohnhäuser. —  *) F ü r  B austoffe insgesam t (H och- und  
T iefbau). —  ’ ) D urchschn ittlicher M ark tp reis; die vom  T reu h än d er der A rbeit 
festgesetzten  R ich tp reise sind  auch  ln den vorhergehenden M onaten teilweise 
un te rsch ritten  w o rd en .—  4) Ab W erk. —  *) Sägefallende W are. W erkverkaufs­
preise ab  O berbayern. —  •) N ach A ufgabe. —  7) G elernte, angelern te und 
ungelern te A rbeiter. *) Ohne U m -, An- und A ufbauten .

Am B a u s t  o ff  m a r k t  ist die aufw ärts gerichtete 
Preisbewegung in  den letzten M onaten m ehr und mehr 
zum Stillstand gekommen. Insbesondere wurden die 
Schnittholzpreise, die in Auswirkung der E rhöhung 
der vorher außerordentlich niedrigen Rohholzpreise 
seit ihrem  T iefpunkt (H erbst 1932) um  etw a 35 vH  
angezogen haben, durch eine zweckentsprechende 
V erkaufspolitik der Forstverw altungen und in  Ver­
einbarung m it den beteiligten W irtschaftskreisen 
stabilisiert. Die gebundenen Baustoffpreise waren 
größtenteils unverändert (Eisen, Mauersteine, D ach­
ziegel, Kalk). Lediglich die Fuhrkosten  sind zum Teil 
gestiegen (Innehaltung und H erabsetzung der L ade­
gewichte). Die Zementpreise w urden im Hinblick auf 
die bessere Ausnutzung der W erke durch die A rbeits­
beschaffungsmaßnahmen m it W irkung ab 1. Ju li um  
10 bis 15 RM je 10 t  herabgesetzt. Der Absatz von 
Zem ent war in  den ersten sechs M onaten 1934 um 80 vH  
höher als zur gleichen Zeit 1933 und doppelt so hoch 
als 1932. Auch die Preise für Fensterglas und L i­
noleum (um 10 vH  für gem usterte und um 5 vH  für 
einfarbige Ware) wurden erm äßigt. Vereinzelt sind m it 
dem Nachlassen der Nachfrage gegen M itte des Jahres 
auch die Preise für M auersteine zurückgegangen. Die 
K osten der hauptsächlichsten handwerklichen A r­
beiten haben sich zum Teil noch leicht erhöht. Die 
Gründe sind Innehaltung der Tariflöhne, V erteuerung 
einzelner Rohstoffe (Holz, Firnis) und die Bekäm pfung 
von unwirtschaftlichen U nterbietungen der H and­
werker untereinander.
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Die Preisbewegung der w ichtigsten K ostengruppen 
für den W ohnungsbau zeigen die folgenden In d ex ­
ziffern (1928/30 =  100)

Jun i Jan u ar Jun i
1933 1934 1934

Steine und Erden .................... 70,1 72,2 74,2
S chn ittho lz ................................... 63,8 69,1 77,7
B au eisen ....................................... 84,5 86,9 87,0

Baustoffe z u sa m m e n ........... 69,1 72,3 76,0
Löhne2) .......................................... 69,7 69,5 69,5
Fertige Arbeiten der Bauneben­

gewerbe ................................. 71,6 74*8 76,4
Baukosten insgesamt............. 71,6 73,7 75,4

Diese Indexziffern geben die d u r c h s c h n i t t l i c h e  
Veränderung der Preise in 15 G roßstädten wieder; im 
einzelnen sind die V erhältnisse innerhalb D eutschlands 
aber keineswegs gleichartig, so daß der D urchschnitt 
n icht etw a als N orm alm aß der zulässigen Preis­
erhöhung angesehen werden darf. Die W ohnungs­
baukosten sind im D urchschnitt seit Anfang des 
Jahres um  2 vH  gestiegen. Im  einzelnen beträg t 
aber die Erhöhung in Essen 6,4 vH , während sich die 
Baukosten in Bremen und K arlsruhe kaum  ver­
ändert haben.

*) T ariflöhne fü r die ln de r Indexziffer de r B aukosten  berücksichtig ten  
B auarbeite r (R ohbau) nach ihrem  A nteil an  den K osten  des W ohnungsbaues.

E I L U N G E NM i T T
Tagungen, Verbände.

Der Reichsverband Deutscher Baum eister e. V ., 
Berlin W 9, Schellingstr. 3, h ä lt in  der Zeit vom 9. 
bis 12. August d. J . seine 9. Reichstagung in  Olden­
burg ab. A ußerhalb der A rbeitsitzungen werden in 
der auch Nicht-M itgliedern zugänglichen öffentlichen 
K undgebung am  10. August, 15 U hr, Vorträge ge­
halten, u. a. über „B aum eisterverordnung“ , „K am m er 
der bildenden K ünste“ , „Technisches Eachschulwesen 
und Fachschulschaften“ , „O rganisation des B au­
wesens“ usw. Am 11. August, 18 U hr, findet die 
große öffentliche Kundgebung des Reichsverbandes 
ebenfalls in  Oldenburg s ta tt. Die Tagung wird ab ­
geschlossen m it einer Besichtigung der Jadestäd te  
W ilhelm shaven-R üstringen und der dortigen M arine­
werft m it anschließender E ah rt in See.

Reichsverband des Ingenieurbaues E . V.
Durch Schreiben an den Führer der W irtschaft 

vom 2. Ju li 1934 h a t der Reichsw irtschaftsm inister 
den Reichsverband des Ingenieurbaues E. V., Berlin 
W 35, Lützowufer l a ,  als a l le in ig e  V e r t r e tu n g  
derjenigen U nternehm er und U nternehm ungen a n e r ­
k a n n t ,  die dem Baugewerbe in der H auptgruppe 4 
der deutschen W irtschaft (Bauindustrie) zugehören. 
Der Kreis der U nternehm er und U nternehm ungen ist 
durch die Anordnung über die Regelung der Organi­
sationsverhältnisse im Baugewerbe vom 11. April 1934 
und durch die Durchführungsbestim m ung zu dieser 
Anordnung vom 24. Mai 1934 bestim m t. Gleich­
zeitig h a t der R eichsw irtschaftsm inister für diese 
U nternehm er und U nternehm ungen die Z w a n g s ­
m i tg l i e d s c h a f t  b e i d e m  g e n a n n te n  V e rb ä n d e  
angeordnet.

Vor der F reien  Deutschen A kadem ie  des Städtebaues 
hielt S tad tbaudirek tor D r.-Ing. R e n d s c h m id t ,  
Berlin, am 28. Ju n i d. J . einen V ortrag, in dem er u. a. 
ausführte :

S tädtebau und Landesplanung stehen heut in 
doppelter H insicht vor einer grundsätzlichen W endung 
von geschichtlicher B edeutung: Die W endung liegt 
einmal in der M e th o d e , nämlich der Übernahm e der 
Führung der Landesplanung durch das Reich, dann 
in der Z ie ls e tz u n g :  einer vollständigen Um steuerung 
der Bevölkerungsbewegung, die nunm ehr von der 
S tad t auf das Land gerichtet werden muß.

D am it sind alle deutschen Fachleute vor neue Auf­
gaben gestellt, die nur gelöst werden können, wenn die 
bewegenden K räfte  der Landesplanung nunm ehr zu­
sammengezwungen und in  e in e r  e in z ig e n  M a r s c h ­
r i c h tu n g  a n g e s e t z t  werden. H ierfür h a t der F ü h ­

rer die Voraussetzung geschaffen durch Berufung des 
S taatssekretärs Gottfried F e d e r  zum Reichssied - 
lungskommissar. Die Akademie des S tädtebaues will 
Wissen und K önnen ihrer Mitglieder für V orarbeiten 
und D urchführung bereitwillig zur Verfügung stellen. 
Der politische U m bruch h a t der jungen W issenschaft 
des S tädtebaues wieder klare Ziele gegeben, die 
un ter drei Program m punkten zusam m engefaßt wer­
den können: A l t s t a d t s a n i e r u n g ,  v o r s t ä d t i s c h e  
K le in s ie d lu n g  u n d  U m s ie d lu n g .

F ü r die A l t s t a d t s a n i e r u n g  im ganzen Reiche 
sind zunächst 14 Millionen RM zur Verfügung gestellt. 
Es wäre aber nötig, dafür auch die P rivatw irtschaft 
zu mobilisieren. Die Gemeinden, die bisher 40 bis 45 % 
ihres G esam thaushalts für unproduktive Soziallasten 
ausgegeben haben, m üßten eigentlich zukünftig 10 vH  
für Sanierungsaufgaben einsetzen können. Aber erst 
die Um wandlung des Zuschußsystems in eine sich 
selbst tragende w irtschaftliche Entw icklung wird die 
Lösung des Problems der A ltstadtsanierung bringen. 
F ü r Berlin wäre wünschenswert, daß e in  e in z ig e r  
a m t l i c h e r  S t ä d t e b a u a u s s c h u ß  u n t e r  e in e m  
L e i t e r  d e r  g e s a m te n  S t a d t p l a n u n g  d ie  F ü h ­
r u n g  e r h ä l t ,  dem a l le  R e ic h s -  u n d  S t a a t s b e ­
h ö rd e n  sowie H a n d e l  u n d  G e w e rb e  sich in städ te ­
baulichen Fragen einheitlich unterordnen m üßten.

Die v o r s t ä d t i s c h e  K le in s ie d lu n g  soll dem 
städtischen Kurz- und Vollarbeiter neue Lebens­
möglichkeiten schaffen 'und ihm an Stelle der Prole­
tarierm ietw ohnung H e im  und H e im a t  geben. W as 
darin  bisher geschehen ist, ist n icht unbeachtlich, ist 
aber z. T. planlos geschehen. H ier sind noch wichtige 
wissenschaftliche V orarbeiten zu leisten.

Die U m s ie d lu n g  bildet das K ernproblem  der 
deutschen I n n e n -  und W i r t s c h a f t s p o l i t i k .  Sie 
wird sich in zwei Form en vollziehen: G ründung von 
Bauernstellen und Dörfern und Ausbau von Klein- 
und L andstädten.

H ierfür brauchen wir je tz t vor allem e in  R e ic h s -  
p la n u n g s -  u n d  B a u g e s e tz ,  eine Z u s a m m e n ­
f a s s u n g  a l l e r  L a n d e s p la n u n g s s te l l e n  u n t e r  
e in e  z e n t r a l e  R e ic h s p la n u n g  und U m s ie d ­
lu n g s a u s s c h ü s s e ,  die auch den Lastenausgleich 
regeln. D er Umfang der ganzen A ktion hängt davon 
ab,inw iew eit auch eineU m siedlungderlndustriedurch- 
gefiihrt werden kann. Vorbildlich ist Friedrichs des 
Großen Siedlungs- und K ulturpolitik  in Schlesien und 
W estpreußen, und in  m ancher Beziehung auch heut 
noch die M aßnahm en des D eutschen R itterordens bei 
der Rückgewinnung der Ostm ark.

Das Schicksal h a t der lebenden Generation die 
Aufgabe gestellt, die große W endung zu vollziehen.
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Städtebau und Landesplanung sind von der Revo­
lution erfaßt, die deutschen Techniker sind berufen, 
sie auf ihrem Gebiet durchzuführen.

Reichswohnungskonferenz in  M ünchen .
D er vom Führer zum Reichssiedlungskommissar 

bestellte S taatssekretär F e d e r  h a tte  zr.m 9. und 
10. Juli d. J .  erstm als nach M ünchen eine Reichs­
siedlungskonferenz einberufen. An ihr haben die 
V ertreter der Länderm inisterien, des D eutschen 
Gemeindetags und der Gemeinden, der A rbeitsgem ein­
schaft der Landesplanungsverbände und des H eim ­
stä ttenam ts der N SD A P teilgenommen. Auch der 
stellvertretende Reichssiedlungskommissar D r.-Ing. 
L u d o w ic i  und der G eneralinspektor für das deutsche 
Straßenwesen Dr. T o d t  w aren anwesend. An der 
Spitze der Verhandlungen, die von Oberbürgerm eister 
F i e h l e r ,  München, geleitet wurden, stand  ein groß 
angelegtes Referat des S taatssekretärs Feder. Zu­
nächst legte er die Organisation des Reichssiedlungs­
kom m issariats dar, welches nach seinem endgültigen 
Ausbau d r e i  A b te i lu n g e n  umfassen soll. Die e r s t e  
Abteilung h a t das Bestehende zu betreuen und etwaige 
Gesetze vorzubereiten (z. B. über die Reichsplanung 
usw.). Der technischen Abteilung, der z w e i te n  und 
eigentlichen H auptabteilung, obliegt die W irtschafts­
planung. Eines der wichtigsten R eferate dieser A btei­
lung ist dasjenige über die Industrieverlagerung. In  
diesem Zusammenhang erklärte der S taatssekretär, 
daß er industrielle Zwecksiedlungen ablehne. Seine 
Aufgabe sei, den Arbeiter m it dem  B auern und dem 
M ittelständler zu einer Volksgemeinschaft zusam m en­
zuschweißen. Die Industrieverlagerung werde einen 
neuen S täd tebau  zur Folge haben, und zwar müsse 
der Bau neuer S täd te an die Stelle der bisherigen 
Randsiedlungen treten. Die letzteren seien eine unver­
meidliche Ergänzung zur A ltstadtsanierung. Eine 
uferlose Erw eiterung der G roßstädte soll verhindert 
werden. Zum Aufgabenkreis der zweiten Abteilung 
gehören auch die Fragen des Verkehrs und der Energie­
w irtschaft. Die d r i t t e  A bteilung wird die F in an ­
zierungsfragen zu bearbeiten haben, aber vorerst m it 
der ersten A bteilung zusammengelegt werden. Dem 
H e i m s t ä t t e n a m t  d e r  P a r t e i  obliegt nam entlich 
d ie  B e t r e u u n g  u n d  S c h u lu n g  d e r  S ie d le r .  Zur

Finanzierungsfragc erklärte der S taatssekretär, daß 
eine Bereitstellung von öffentlichen M itteln für Woh- 
nungsbauzweeke auf die D auer n icht in Frage kommen 
könne. Im  übrigen dürfen keine größeren Siedlungen 
in  Angriff genommen werden, ohne daß für diese die 
w irtschaftlichen Existenzgrundlagen sichergestellt sind. 
Auch werden die verkehrspolitischen und energie- 
w irtschaftlichen Fragen in jedem  einzelnen Falle 
genau geprüft werden. W enn so alle w irtschaftlichen 
und technischen Voraussetzungen gegeben sind, dann 
sollen und werden neue S täd te  entstehen, die berufen 
sind, durch ihre baukünstlerisch vollendete Form  das 
A ntlitz der deutschen Erde grundsätzlich zu wandeln.

Einen zweiten V ortrag hielt der bayerische M inister­
präsident S ie b e r t .  E r verlangte, daß von den vielen 
Aufgaben, die das D ritte  Reich zu lösen habe, zwei 
vorweg ihrem Ziele nähergebracht würden, die Volks­
gesundung und das Bau- und Siedlungswesen in V er­
bindung m it dem Straßenwesen. Im  Verlauf seiner 
weiteren Ausführungen wies er auf die großen Schwie­
rigkeiten hin, die der G ründung von neuen S täd ten  
in einer Zeit w irtschaftlicher und geldlicher N ot 
entgegenstehen. Der M inisterpräsident betonte m it 
N achdruck, daß neben der Siedlung auch der Bau 
von kleinen, billigen W ohnungen für die große Masse 
der Bevölkerung planm äßig betrieben werden 
müsse. Bei der Finanzierung dieser W ohnungen sei 
die Mithilfe von Reich und Ländern nicht zu entbehren.

G.

Wettbewerbe.
Evangelische K irche in  Stuttgart.

Die evangel. Gesamtkirchengemeinde S tu ttg a rt 
veransta lte t un te r den w ürttem b. A rchitekten, die 
Mitglieder der Reichskam m er für bildende K un st und 
seit m ehr als sechs M onaten in W ürttem berg tä tig  sind, 
einen W ettbew erb für den N eubau der M artinskirche 
an  der Prag m it etw a 700 Sitzplätzen m it F ris t bis zum
1. Septem ber d. J . Ausgesetzt sind drei Preise von 
2000, 1600 und 1200 RM, ferner vier Ankäufe zu je 
600 RM. Im  Preisgericht: Prof. B o n a tz ,  Prof. 
L e m p p , A rchitekt L e i s tn e r ,  O berbaurat D r.-Ing. 
S t r ö b e l  und B aura t W e rn e r . U nterlagen für 5 RM 
bei der evgl. Kirchenpflege S tu ttg a rt, K ronenstr. 47.

A M T L I C H E  N A C H R I C H T E N

Preußen.
Ernannt: Regierungsbaum eister (W) Rudolf M u th  

bei der Dienststelle „D er K ulturbaubeam te“ in 
Düsseldorf zum Regierungsbaurat.

Versetzt: die R egierungsbauräte (W) H erm ann 
K o c h  vom W asserbauam t S tralsund-O st an  die 
W asserbaudirektion in S tettin , B a h r  von Helgoland 
nach Tönning als V orstand des W asserbauam ts 
daselbst; —  der Regierungsbaum eister (W) G ustav 
P o p p e  vom W asserbauam t Tönning nach Helgoland 
als Bauleiter.

Beurlaubt: die Regierungsbaum eister (W) G e ld - 
m a c h e r  beim W asserbauam t in  W ittenberge und 
K ö h le r  beim W asserbauam t in Tapiau zur B eschäfti­
gung im  Reichsverkehrsm inisterium .

Überwiesen unter Wiederaufnahme in  den Staats­
dienst: die Regierungsbaum eister (W) K u rt W a g n e r  
der W asserbaudirektion in Königsberg, Hans

D e h n e r t  dem W asserbauam t in Labiau und O tto 
B e ic h e  der E lbstrom bauverw altung in  Magdeburg.

In  den Ruhestand versetzt: W asserbaudirektor 
F r e n t z e n  bei der W asserbaudirektion ln  K önigs­
berg i. P r. auf eigenen A ntrag, R egierungsbaurat (W) 
J a c o b y  in Kiel gemäß § 6 des Gesetzes vom 7. April 
1933.

Gestorben: R egierungsbaurat (W) S t a r k e r  bejrn 
N eubauam t K analabstieg in  Magdeburg.

*
R d E r l.d .F M .v o m  18 .7 .1934 , betr. Polizeiverordnuryg 
über die E rrichtung vorstädtischer K leinsiedlerstellen  
( V 18. 2100 df7) .

Durch Polizeiverordnung vom heutigen Tage habe 
ich die §§ 2 und 4 der vorgenannten Polizeiverordnung 
vom 4.12.1931 — GS. S. 255 —  aufgehoben. Die V er­
öffentlichung erfolgt dem nächst in  der P r. Gesetz­
sammlung.
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Die Aufhebung des § 2 w ar notwendig, um  die H and­
habung der Dispensbefugnis m it den Bestimmungen 
des Gesetzes über baupolizeiliche Zuständigkeiten 
vom 15. 12. 1933*) in  E inklang zu bringen.

Die Aufhebung des § 4 soll ermöglichen, daß bei der 
Erschließung von G rundstücken zur E rrichtung vor­
städtischer Kleinsiedlerstellen bestim m te Auflagen 
über die A rt der Straßenbefestigung, über die W asser­
versorgung und die Abwässerbeseitigung gem acht 
werden können, was bei der bisherigen Fassung nicht 
ohne weiteres möglich war. Wo sachlich von diesen 
Auflagen abgesehen werden kann, b ie tet sich der Weg, 
die entgegenstehenden baupolizeilichen Vorschriften 
im Dispenswege außer K raft zu setzen.

P o p i tz .
An die RegPräs., den Staatskom m issar in Berlin, 

den Verbandspräs. in  Essen, die Baugenehmigungs­
behörden und die S taatshochbauäm ter.

Deutsches Reich.
Reichsbauverwaltung. Ernannt: zum  Oberregierungs­

baura t bei der Präsidialstelle des Landesfinanzam ts 
Königsberg i. Pr. der Begier ungsbaurat Josef A 11 e s ch e r 
bei der Baugruppe des Landesfinanzam ts München.

Reichsbalmgesellschaft. Ernannt: a) bei der H au p t­
verwaltung zum  Reichsbahndirektor und Mitglied der 
H aup tverw altung : Reichsbahnoberrat R e i n h a r d t ;  — 
b) bei der Betriebsverw altung zum R eichsbahnrat: die 
Reichsbahnbaum eister H a h n s t e in  bei der H aup tver­
waltung in Berlin, bisher bei der RBD  Kassel, Dr.-Ing. 
B a r t s c h  beim RZB in Berlin, M ic h a e ls e n  bei der 
RBD in S te ttin  und D r.-Ing. H a h n ,  Leiter der B au­
abteilung S tu ttg a rt der Obersten Bauleitung für den 
Bau einer K raftfahrbahn ; — die R eichsbahnam t­
m änner A lk e r ,  V orstand des Betriebsam ts Zwei­
brücken, und M ä t t ig  bei der R B D  Dresden; —  die 
technischen Reichsbahnoberinspektoren B a r k h o f  bei 
der Obersten Bauleitung für den Bau einer K ra ft­
fahrbahn in H annover, W e n z e l ,  V orstand des Be­
triebsam ts Frankenberg (Eder), L o re n z ,  V orstand 
des B etriebsam ts Meseritz, G o r is c h , V orstand des 
B etriebsam ts H annover 3, P o n f ic k ,  V orstand des 
Betriebsam ts N ürnberg 3, und H ir s c h  m a n n ,  Vor­
stand des B etriebsam ts P lattling , sowie der technische 
Reichsbahninspektor Erich F i s c h e r ,  Dezernent der 
RBD Halle (Saale); —  zum R eichsbahnam tm ann: 
die technischen Reichsbahnoberinspektoren R o th e  
in Breslau, M a r t in  in F ran k fu rt (Oder), D ie tz  in 
S tettin , K a i s e r  in Düsseldorf, J a b lo n o w s k i ,  
M a llo w , S c h o e k e l ,  H a lb e d e l  und F a lk  in 
Berlin, W e b e r  in  Kirchmöser, N o l te  in Oppeln, 
R in d l  in N ürnberg und D a n z e r  in K em pten (Allgäu).

Versetzt: D irektor bei der Reichsbahn P e in e ,  
Abteilungsleiter der RBD  Oppeln, in gleicher Eigen­
schaft zur R B D  A ltona; — die Reichsbahnoberräte 
K n o c h , V orstand des Betriebsam ts F ran k fu rt (Oder), 
als V orstand zum B etriebsam t Gotha, W alther 
P r a n g ,  D ezernent der RBD  Oppeln, als D ezernent 
zur RBD  Essen, D r.-Ing. Wilhelm S c h r ö d e r ,  Vor­
stand des Betriebsam ts Berlin 3, als Dezernent zur 
RBD M ünster (Westf.), O b e r b ö r s c h ,  D ezernent 
der RBD  Mainz, als D ezernent zur RBD  Altona, 
P u r r u c k e r ,  D ezernent der RBD  Halle (Saale), als 
Dezernent zur RBD  E rfu rt, H a a g n e r ,  V orstand des 
Betriebsam ts Rosenheim, zur R B D  M ünchen; — die 
R eichsbahnräte A l te n b u r g ,  V orstand des Betriebs­
am ts Paderborn 2, als V orstand zum B etriebsam t

*) Z en tralb l. il. liauverw . 1933, S . 671 u. 674.

Glogau 1, S c o t l a n d ,  V orstand des Betriebsam ts 
Gotha, als V orstand zum B etriebsam t Breslau 1, 
A c h te l ik ,  V orstand des Betriebsam ts Breslau 1, als 
V orstand zum B etriebsam t Paderborn  2, K r a n e r ,  
bisher bei der RBD  Berlin, als V orstand zum Betriebs­
am t Guben, A s c h e n b r e n n e r ,  V orstand des Be­
triebsam ts Crailsheim, als Dezernent zur RBD  
Oppeln, F in n e r ,  V orstand des B etriebsam ts K aisers­
lau tern  2, als V orstand zum B etriebsam t Landau 
(Pfalz), R e g e r ,  V orstand des N eubauam ts H eil­
bronn, als V orstand zum B etriebsam t Crailsheim, 
H e ß , bisher bei der R B D  N ürnberg, zur RBD 
W uppertal, R a s e n a c k ,  bisher bei der R B D  W upper­
tal, zum N eubauam t Düsseldorf 3 und W a l te n b e r g ,  
bisher beim N eubauam t Düsseldorf 3, zur H aup t­
verw altung in Berlin.

Übertragen: dem  R eichsbahnoberrat B r a n d t ,  De­
zernent der RBD  Oppeln, die Geschäfte eines A btei­
lungsleiters und den R eichsbahnräten M e t z ig , 
bisher bei der H auptverw altung in  Berlin, die S tel­
lung des V orstandes des Betriebsam ts Berlin 3, 
Joachim  B u s c h , bisher bei der R B D  Osten in 
F ran k fu rt (Oder), die Stellung des Vorstandes des 
B etriebsam ts F ran k fu rt (Oder), Felix K r u g ,  bisher 
bei der H auptverw altung in Berlin, die Stellung des 
V orstandes des N eubauam ts Berlin 6 und D o rs c h ,  
bisher bei der RBD  S tu ttg a rt, die Stellung des Vor­
standes des N eubauam ts S tu ttg a rt 1.

In  den Ruhestand getreten: V izepräsident E ic k e -  
m e y e r  in  Ludwigshafen (Rhein) und R eichsbahnrat 
Adolf A m m o n , V orstand des Betriebsam ts Calw.

A us dem Reichsbahndienst ausgeschieden: Reichs­
bahnra t B ü c h n e r  in  M ünchen infolge E rnennung 
zum ordentlichen Professor der Staatsschule für an ­
gewandte K unst in  München.

Gestorben: R eichsbahnrat Max S a u t t e r ,  Vor­
stand  des Betriebsam ts W eiden (Oberpf.).

*

Gesetz über einstweilige M aßnahm en  zu r  Ordnung  
des deutschen Siedlungswesens.

Vom 3. Ju li 1934 (RGBl. I  S. 568).
Die Reichsregierung h a t das folgende Gesetz 

beschlossen, das hierm it verkündet wird.
§ 1.

Der Reichsw irtschaftsm inister wird erm ächtigt, bis 
zur reichsgesetzlichen Regelung des Planungs-, Sied- 
lungs- und öffentlichen Baurechts diejenigen M aß­
nahm en zu treffen, die erforderlich sind, um  das 
deutsche Siedlungswesen zu überwachen und zu 
ordnen.

Die Zuständigkeit des Reichsm inisters für E rn äh ­
rung und Landw irtschaft für die landw irtschaftliche 
Siedlung und die N eubildung deutschen B auerntum s 
■wird durch dieses Gesetz nicht berührt.

§ 2.
Der Reichsw irtschaftsm inister kann insbesondere 

bestim m en, daß die Absicht, W ohngebäude oder 
Siedlungen zu errichten oder niederzulegen, rech t­
zeitig vor ihrer Verwirklichung anzuzeigen ist, ebenso 
die Absicht, gewerbliche H aupt-, Neben- oder Zweig­
betriebe zu errichten oder wesentlich zu erweitern, 
wenn dadurch umfangreiche N eubauten für den 
Betrieb oder für die U nterbringung der in dem  Be­
triebe zu beschäftigenden Arbeitnehm er erforderlich 
werden. E r kann auch bestimmen, daß die Absicht 
des Erwerbs eines G rundstücks für solche Vorhaben 
anzuzeigen ist. E r kann  ferner die Vornahm e der 
genannten H andlungen untersagen.
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Mit Gefängnis und Geldstrafe oder einer dieser 
beiden Strafen wird bestraft, wer ein zu W ohn- oder 
gewerblichen Zwecken bestim m tes Gebäude errichtet 
oder niederlegt, ohne die nach diesem Gesetz oder 
seinen Durchführungs- oder Ergänzungsvorschriften 
erforderliche Anzeige e rs ta tte t zu haben, oder obwohl 
ihm  die Vornahme der Arbeiten auf Grund dieser 
Vorschriften verboten war.

§ 4 .
Wegen eines Schadens, der durch eine M aßnahme 

auf Grund dieses Gesetzes und seiner D urchführungs­
oder Ergänzungsvorschriften en tsteh t, w ird eine E n t­
schädigung nicht gewährt.

§ 5.
Außerhalb dieses Gesetzes geltende Vorschriften 

werden nicht berührt, soweit sie m it diesem Gesetz 
und seinen Durchführungs- oder Ergänzungsvor­
schriften nicht in W iderspruch stehen.

§ 6.
Der Reichsw irtschaftsm inister erläß t die zur Durch­

führung und Ergänzung dieses Gesetzes erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften.

E r kann die ihm nach diesem Gesetz zustehenden 
Befugnisse auf andere Stellen übertragen.

§ 7.
Dieses Gesetz t r i t t  am Tage seiner Verkündung in 

K raft.
Der Reichswirtschaftsm inister bestim m t den Zeit­

punk t seines A ußerkrafttretens.
Berlin,' den 3. Ju li 1934.

Der Reichskanzler.
A d o lf  H i t l e r .

F ü r den Reichswirtschaftsm inister 
D er Reichsm inister der Justiz .

Dr. G ü r t n e r .

D urchführungsverordnung zum  Gesetz über einst­
weilige M aßnahm en  zur Ordnung des deutschen 
S i  edlungswesens.

Auf G rund des Gesetzes über einstweilige M aß­
nahm en zur Ordnung des deutschen Siedlungswesens 
vom 3. Ju li 1934 (RGBl. I S. 568) wird verordnet:

§ 1.
W er die Absicht hat, eine der nachstehenden M aß­

nahm en auszuführen, h a t dies rechtzeitig vor ihrer 
Verwirklichung der in § 3 genannten Stelle anzuzeigen:

1. die E rrichtung oder Niederlegung von W ohn­
gebäuden m it m ehr als 50 W ohnungen, gleichgültig, 
ob die W ohnungen sich in  einem oder m ehreren Ge­
bäuden befinden, wenn die Ausführung des Vorhabens 
sich w irtschaftlich als eine zusammenhängende M aß­
nahme darste llt;

2. die E rrichtung oder Niederlegung von m ehr als 
25 nichtlandw irtschaftlichen Siedlungsgebäuden oder 
Eigenheim en m it einer oder zwei W ohnungen, wenn 
es sich um ein zusammenhängendes Siedlungs- oder 
Bauvorhaben handelt;

3. die E rrichtung oder wesentliche Erw eiterung von 
gewerblichen H aupt-, Neben- oder Zweigbetrieben, 
wenn durch diese M aßnahme die Einstellung von mehr 
als 50 Arbeitnehm ern und entw eder umfangreiche 
N eubauten für den Betrieb oder W ohnungsneubauten 
zur U nterbringung von wenigstens 25 A rbeitnehm er­
fam ilien erforderlich werden;

§ 3 . 4. den Erw erb eines Grundstücks für die in Ziffer 1 
bis 3 genannten M aßnahmen.

Die Anzeigepflicht gilt vorbehaltlich des § 6 auch 
für öffentliche Verwaltungen.

§ 2.
Die Ausführung der in § 1 Abs. 1 aufgeführten 

M aßnahmen kann vom Reichsw irtschaftsm inister un­
tersag t werden, wenn die beabsichtigten M aßnahmen 
den siedlungs- und wirtschaftspolitischen Absichten 
der Reichsregierung oder sonst dem öffentlichen 
Interesse widersprechen würden.

§ 3.
Die Anzeige ist den obersten Landesbehörden oder 

den von ihnen bestim m ten Stellen zu ersta tten , in 
Preußen den Regierungspräsidenten (in Berlin dem 
Staatskom m issar, im Gebiete des Siedlungs Verbundes 
Ruhrkohlenbezirk dem V erbandspräsidenten).

In  der Anzeige sind anzugeben:
1. die beabsichtigten M aßnahmen (§ 1 Abs. 1 

Ziffer 1 bis 4) nach A rt und Um fang und der voraus­
sichtlichen Zeit ihrer Vornahme;

2. der U nternehm er der beabsichtigten M aßnahme;
3. die Lage der in Frage stehenden W ohn-, Sied­

lungs- oder gewerblichen Grundstücke innerhalb des 
Gem eindebezirks;

4. in den Fällen des § 1 Abs. 1 Ziffer 3 auch A rt und 
Umfang des gewerblichen Betriebes und, soweit mög­
lich, die W ohnorte und W ohnverhältnisse der bis­
herigen und der neu einzustellenden Arbeiter.

§ 4.
Die in § 3 Abs. 1 genannte Stelle p rü ft die Anzeige. 

Geht innerhalb von 14 Tagen seit E ingang der A n­
zeige bei dieser Stelle dem  Anzeigenden eine M itteilung 
nicht zu, so gilt dies als Erklärung, daß gegen die 
beabsichtigte M aßnahme Bedenken im H inblick auf 
§ 2 nicht bestehen. W ürde jedoch die A usführung der 
beabsichtigten M aßnahme den siedlungs- und w irt­
schaftspolitischen Absichten der Reichsregierung oder 
dem  öffentlichen Interesse nach Ansicht der in § 3 
Abs. 1 genannten Stelle widersprechen, so erhebt sie 
gegen die beabsichtigte M aßnahme vorläufigen E in ­
spruch. Sie leitet sodann die Anzeige m it ihrer S tel­
lungnahm e und den für die Beurteilung (§ 2) erforder­
lichen U nterlagen dem Reichsw irtschaftsm inister zu, 
der endgültig entscheidet, ob die M aßnahme durch­
geführt werden darf.

§ 5.
Die Anzeigepflicht gilt für alle M aßnahm en (§ 1 

Abs. 1 Ziffer 1 bis 4), soweit nicht entweder mit 
dem Bau oder der Niederlegung vor dem  1. Sep­
tem ber 1934 begonnen ist oder die Vereinbarungen 
über den Erw erb von G rundstücken vor diesem Zeit­
punk t abgeschlossen sind.

§ 6 .
Die Vorschrift des § 1 Abs. 1 gilt n icht für die Ver­

waltungen des Reichs oder der Länder. Beabsichtigen 
diese M aßnahmen im Sinne des § 1 Abs. 1, so ist dies 
dem Reichsw irtschaftsm inistcr unm itte lbar mitzu- 
teilen. § 3 Abs. 2 und § 5 gelten entsprechend.

§ 7.
Diese Verordnung t r i t t  am  1. August 1934 in K raft.
Berlin, den 5. Ju li 1934.

D er Reichswirtschaftsminister.
In  V ertretung 

G o t t f r i e d  F e d e r .
S chriftle itung: Berlin C 2, Am F estungsgraben  1. F ü r  den  n ichtam tlichen Teil veran tw ortlich : M in isterialrat D r.-Ing . N o n n  als H aup tschriftle ite r 
und  Geheim er O berbau ra t D r.-Ing . e .h .  G u s t a v  M e y e r  als Ingen ieurschriftle iter, beide Berlin . —  V erlag von  W i l h e l m  E r n s t  <fc S o h n , Berlin, 
n  D ruck : P reußische D ruckerei- und V erlags-A ktien gesell sch aft Berlin.


